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Standzargenbehälter aus GFK mit innerer Vlies- bzw. Chemieschutzschicht  

Der oben genannte Regelungsgegenstand wird hiermit allgemein bauaufsichtlich 
zugelassen/genehmigt. 
Dieser Bescheid umfasst zehn Seiten und sieben Anlagen mit 77 Seiten. Diese allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung/allgemeine Bauartgenehmigung ersetzt die allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung Nr. Z-40.11-466 vom 25. September 2015 mit Ergänzung vom 23. März 2017. Der 
Gegenstand ist erstmals am 8. März 2010 allgemein bauaufsichtlich zugelassen worden.  
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I  ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1 Mit diesem Bescheid ist die Verwendbarkeit bzw. Anwendbarkeit des Regelungsgegen-
standes im Sinne der Landesbauordnungen nachgewiesen. 

2 Dieser Bescheid ersetzt nicht die für die Durchführung von Bauvorhaben gesetzlich vorge-
schriebenen Genehmigungen, Zustimmungen und Bescheinigungen. 

3 Dieser Bescheid wird unbeschadet der Rechte Dritter, insbesondere privater Schutzrechte, 
erteilt. 

4 Dem Verwender bzw. Anwender des Regelungsgegenstandes sind, unbeschadet weiter 
gehender Regelungen in den "Besonderen Bestimmungen", Kopien dieses Bescheides zur 
Verfügung zu stellen. Zudem ist der Verwender bzw. Anwender des Regelungsgegen-
standes darauf hinzuweisen, dass dieser Bescheid an der Verwendungs- bzw. Anwen-
dungsstelle vorliegen muss. Auf Anforderung sind den beteiligten Behörden ebenfalls Kopien 
zur Verfügung zu stellen. 

5 Dieser Bescheid darf nur vollständig vervielfältigt werden. Eine auszugsweise Veröffent-
lichung bedarf der Zustimmung des Deutschen Instituts für Bautechnik. Texte und Zeich-
nungen von Werbeschriften dürfen diesem Bescheid nicht widersprechen, Übersetzungen 
müssen den Hinweis "Vom Deutschen Institut für Bautechnik nicht geprüfte Übersetzung der 
deutschen Originalfassung" enthalten. 

6 Dieser Bescheid wird widerruflich erteilt. Die Bestimmungen können nachträglich ergänzt 
und geändert werden, insbesondere, wenn neue technische Erkenntnisse dies erfordern. 

7 Dieser Bescheid bezieht sich auf die von dem Antragsteller gemachten Angaben und 
vorgelegten Dokumente. Eine Änderung dieser Grundlagen wird von diesem Bescheid nicht 
erfasst und ist dem Deutschen Institut für Bautechnik unverzüglich offenzulegen. 

8 Die von diesem Bescheid umfasste allgemeine Bauartgenehmigung gilt zugleich als allge-
meine bauaufsichtliche Zulassung für die Bauart. 
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II  BESONDERE BESTIMMUNGEN 

1 Regelungsgegenstand und Verwendungs- bzw. Anwendungsbereich 

(1) Gegenstand dieses Bescheids sind zylindrische, einwandige Standzargenbehälter aus 
textilglasverstärktem ungesättigten Polyesterharz bzw. Phenacrylatharz mit einer inneren 
Schutzschicht (Vliesschicht oder Chemieschutzschicht). Die Höhe des Behälters darf nicht 
mehr als das 6-fache des Zylinderdurchmessers betragen (H/D ≤ 6). Die Behälter sind in 
Anlage 1 dargestellt. 

(2) Die Behälter können im Bereich der Standzarge mit einer Brandschutzverkleidung ver-
sehen werden. Die Aufstellung von Behältern ohne Brandschutzverkleidung setzt voraus, 
dass geeignete brandschutztechnische Ersatzmaßnahmen getroffen werden. 

(3) Die Behälter dürfen in Gebäuden und im Freien aufgestellt werden, jedoch nicht in 
explosionsgefährdeten Bereichen der Zonen 0 und 1. 

(4) Die Behälter dürfen zur drucklosen Lagerung von wassergefährdenden Flüssigkeiten mit 
einem Flammpunkt über 100 °C verwendet werden. Die maximale Betriebstemperatur darf 
bis zu 60 °C betragen, sofern in den Medienlisten nach Absatz (5) keine Einschränkungen 
der Temperatur vorgesehen sind. 

(5) Flüssigkeiten nach DIBt-Medienliste 40-2.1.1, 40-2.1.2 und 40-2.1.31 erfordern keinen 
gesonderten Nachweis der Dichtheit und Beständigkeit des Behälterwerkstoffes. 

(6) Dieser Bescheid berücksichtigt die wasserrechtlichen Anforderungen an den 
Regelungsgegenstand. Gemäß § 63 Abs. 4 Nr. 2 und 3 WHG2 gilt der Regelungsgegenstand 
damit wasserrechtlich als geeignet. 

(7) Dieser Bescheid wird unbeschadet der Bestimmungen und der Prüf- oder Genehmi-
gungsvorbehalte anderer Rechtsbereiche erteilt. 

(8) Die Geltungsdauer dieses Bescheids (siehe Seite 1) bezieht sich auf die Verwendung im 
Sinne von Einbau oder Aufstellung des Regelungsgegenstandes und nicht auf die Verwen-
dung im Sinne der späteren Nutzung. 

2 Bestimmungen für die Bauprodukte 

2.1 Allgemeines 

Die Behälter und ihre Teile müssen den Besonderen Bestimmungen und den Anlagen 
dieses Bescheids sowie den beim Deutschen Institut für Bautechnik hinterlegten Angaben 
entsprechen. 

2.2 Eigenschaften und Zusammensetzung 

2.2.1 Werkstoffe 

Die zu verwendenden Werkstoffe müssen der Anlage 3 entsprechen.  

2.2.2 Konstruktionsdetails 

Konstruktionsdetails müssen den Anlagen 1.1 bis 1.11 entsprechen. 

                                                      
1
  Medienlisten 40-2.1.1, 40-2.1.2 und 40-2.1.3: Positiv-Flüssigkeitslisten für Laminate aus glasfaserverstärkten 

Reaktionsharzen (UP-/PHA-Harze) mit innerer Vlies- bzw. Chemieschutzschicht; Stand : November 2019; erhältlich 
beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 

2
  Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert worden ist 
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2.2.3 Standsicherheitsnachweis 

(1) Die Behälter müssen Wanddicken aufweisen, die durch eine statische Berechnung nach 
der Berechnungsempfehlung 40-B13 des DIBt ermittelt wurden. Dabei ist eine Betriebs-
temperatur von mindestens 30 °C zugrunde zu legen. Die mechanischen Werkstoffkenn-
werte und die entsprechenden Abminderungsfaktoren sind der Anlage 2.1 zu entnehmen. 
Die Chemieschutzschicht bzw. innere Vliesschicht und die Oberflächenschicht nach An-
lage 3 Abschnitt 2 gehören nicht zum tragenden Laminat. 

(2) Bei der Außenaufstellung sind Windlasten gemäß DIN EN 1991-1-44 und Schneelasten 
gemäß DIN EN 1991-1-35 zu berücksichtigen. 

(3) Sofern keine genauen Nachweise über die betriebsbedingten Über- und Unterdrücke ge-
führt werden, sind sowohl kurzzeitig als auch langzeitig folgende Werte für den statischen 
Nachweis anzusetzen: 

 püK = pü = 0,005 bar (Überdruck = resultierender Innendruck)  

 puK = pu = 0,003 bar (Unterdruck = resultierender Außendruck)  

Die langzeitig wirkenden Drücke sind nur dann anzusetzen, wenn sie auch wirken können. 

(4) Stutzen für flüssigkeitsführende Rohrleitungsteile müssen Wanddicken aufweisen, die 
mindestens der Nenndruckstufe PN 6 entsprechen; andere Stutzen müssen mindestens der 
Nenndruckstufe PN 1 entsprechen. 

(5) Im Falle der Installation einer Leiter und einer Bühne entsprechend den Hinterlegungen 
sind die im Merkblatt nach Fußnote6 genannten Einwirkungen, die von Leiter und Bühne, auf 
den Behälter übertragen werden, zu berücksichtigen. Die zulässigen Tragkräfte für die 
Befestigungspunkte für Leiter und Hebeösen sind in den Anlagen 1.7 und 1.11 angegeben. 

(6) Die Standsicherheit der Leiter- und Bühnenkonstruktion selbst ist in jedem Anwendungs-
fall unter Berücksichtigung der Einwirkungen nach dem Merkblatt nach Fußnote6 nachzu-
weisen.  

(7) Sofern die Behälter nach Bauordnungsrecht nicht zu den genehmigungs-/verfahrens-
freien baulichen Anlagen zählen, ist die Prüfpflicht/Bescheinigungspflicht nach § 66 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2b MBO anhand des Kriterienkatalogs zu beurteilen. Hinweis: Die Behälter sind 
nach dem Kriterienkatalog prüf- bzw. bescheinigungspflichtig. Es wird empfohlen, Prüfämter 
oder Prüfingenieure für Standsicherheit mit besonderen Kenntnissen im Kunststoffbau zu 
beauftragen, z. B.: 

− Prüfamt für Standsicherheit der LGA in Nürnberg,  

− Deutsches Institut für Bautechnik (für Typenprüfungen). 

(8) Bei Aufstellung der Behälter in einem durch Erdbeben gefährdeten Gebiet ist die 
Berechnungsempfehlung 40-B37 des DIBt zu beachten. 

2.2.4 Brandverhalten 

Der Werkstoff textilglasverstärktes Reaktionsharz ist in der zur Anwendung kommenden 
Dicke normal entflammbar (Klasse B2 nach DIN 4102-18). Zur Widerstandsfähigkeit gegen 
Flammeneinwirkungen siehe Abschnitt 3.1 (2). 

                                                      
3
  Berechnungsempfehlungen für stehende Behälter aus glasfaserverstärkten Kunststoffen 40-B1; 

Stand: Februar 2016; erhältlich beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt).  
4
  DIN EN 1991-1-4:2010-12 Einwirkungen auf Tragwerke – Teil 1-4: Allgemeine Einwirkungen - Windlasten in 

Verbindung mit DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12 
5
  DIN EN 1991-1-3:2010-12 Einwirkungen auf Tragwerke – Teil 1-3: Allgemeine Einwirkungen - Schneelasten in 

Verbindung mit DIN EN 1991-1-3/NA:2010-12 
6
  Merkblatt "Bühnen-, Podest- und Leiterkonstruktionen auf Flachbodenbehältern aus Kunststoffen", Fassung 

6.2.2017; LGA Nürnberg, Prüfamt für Baustatik 
7
  Berechnungsempfehlungen für zylindrische Behälter und Silos, Berücksichtigung des Lastfalls Erdbeben, 40-B3, 

Ausgabe: Februar 2012, erhältlich beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 
8
  DIN 4102-1:1998-05 Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 
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2.2.5 Nutzungssicherheit 

(1) Behälter mit einem Rauminhalt von mehr als 2000 l müssen mit einer Einsteigeöffnung 
ausgerüstet sein (siehe Anlage 1.5), deren lichter Durchmesser mindestens 0,6 m beträgt. 
Der Durchmesser der Einsteigeöffnung muss jedoch mindestens 0,8 m betragen, sofern eine 
der folgenden Bedingungen erfüllt ist:  

− Das Befahren des Behälters erfordert spezielle Schutz- oder Sicherheitseinrichtungen 
(Leiter, Schutzanzug, Atemgerät usw.), 

− Die Stutzenhöhe der Einsteigeöffnung überschreitet einen Wert von 0,25 m. 

Anforderungen aus anderen Rechtsbereichen bleiben hiervon unberührt. 

Behälter ohne Einsteigeöffnung müssen eine Besichtigungsöffnung mit einem lichten Durch-
messer von mindestens 120 mm erhalten. Weitere Stutzen für Befüllung, Entleerung, Ent- 
und Belüftung usw. sind gemäß Anlagen 1.4 und 1.6 herzustellen. 

(2) Bei Ausrüstung der Behälter mit Leiter und Bühne sind die hierfür gültigen Unfallverhü-
tungsvorschriften (UVV) einzuhalten. Es ist darauf zu achten, dass die Metallkonstruktion 
keine unzulässigen Zwängungen auf das Bauteil ausübt. Die Verankerungspunkte am 
Behälter sind nach Anlage 1.11 auszuführen.  

(3) Zur Kontrolle des unteren Bodens ist in der Standzarge eine Revisionsöffnung vorzu-
sehen (siehe Anlage 1.9). 

2.3 Herstellung, Verpackung, Transport, Lagerung und Kennzeichnung 

2.3.1 Herstellung 

(1) Die Herstellung muss nach der beim DIBt hinterlegten Herstellungsbeschreibung er-
folgen. 

(2) Außer der Herstellungsbeschreibung sind die Anforderungen nach Anlage 4 Abschnitt 1 
einzuhalten. 

(3) Die Behälter dürfen nur in den Werken 

− Plasticon Poland S.A. in Torun (Polen) oder 

− Plasticon The Netherlands BV in Hengelo (Niederlande) 

hergestellt werden. 

2.3.2 Verpackung, Transport, Lagerung 

Verpackung, Transport und Lagerung müssen gemäß Anlage 4 Abschnitt 2 erfolgen. 

2.3.3 Kennzeichnung 

(1) Die Behälter müssen vom Hersteller mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) 
nach den Übereinstimmungszeichen-Verordnungen der Länder gekennzeichnet werden. Die 
Kennzeichnung darf nur erfolgen, wenn die Voraussetzungen nach Abschnitt 2.4 erfüllt sind. 

(2) Außerdem hat der Hersteller die Behälter gut sichtbar und dauerhaft mit folgenden 
Angaben zu kennzeichnen: 

− Herstellungsnummer, 

− Herstellungsjahr, 

− Rauminhalt in m³ bei zulässiger Füllhöhe (gemäß Abschnitt 4.1.3), 

− zulässige Betriebstemperatur (bei nicht atmosphärischen Bedingungen), 

− zulässiger Füllungsgrad oder Füllhöhe (entsprechend dem zulässigen Füllungsgrad), 

− zulässige Volumenströme beim Befüllen und Entleeren, 

− Hinweis auf drucklosen Betrieb, 

− Art der inneren Schutzschicht, 

− Außenaufstellung zulässig/nicht zulässig (entsprechend statischer Berechnung), 
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bei Außenaufstellung zusätzlich: 

− Böengeschwindigkeitsdruck q [kN/m²] an der Oberkante des Behälters bzw. an der 
Öffnung der Entlüftungsleitung,  

− charakteristischer Wert der Schneelast sk [kN/m²] auf dem Boden. 

(3) Hinsichtlich der Kennzeichnung der Behälter durch den Betreiber siehe Ab-
schnitt 4.1.5 (1). 

2.4 Übereinstimmungsbestätigung 

2.4.1 Allgemeines 

(1) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Behälter (Bauprodukte) mit den Bestim-
mungen der von dem Bescheid erfassten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung (Ab-
schnitte 1 und 2) muss für jedes Herstellwerk mit einer Übereinstimmungserklärung des Her-
stellers auf der Grundlage einer werkseigenen Produktionskontrolle und eines Übereinstim-
mungszertifikates einer hierfür anerkannten Zertifizierungsstelle sowie einer regelmäßigen 
Fremdüberwachung einschließlich einer Erstprüfung der Behälter durch eine anerkannte 
Überwachungsstelle nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erfolgen. 

(2) Für die Erteilung des Übereinstimmungszertifikats und die Fremdüberwachung 
einschließlich der dabei durchzuführenden Produktprüfungen hat der Hersteller der Behälter 
eine hierfür anerkannte Zertifizierungsstelle sowie eine hierfür anerkannte Überwachungs-
stelle einzuschalten.  

(3) Die Übereinstimmungserklärung hat der Hersteller der Bauprodukte mit dem 
Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwendungszweck ab-
zugeben. 

(4) Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist von der Zertifizierungsstelle eine Kopie des 
von ihr erteilten Übereinstimmungszertifikats zur Kenntnis zu geben.  

(5) Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist zusätzlich eine Kopie des Erstprüfberichts zur 
Kenntnis zu geben. 

2.4.2 Werkseigene Produktionskontrolle 

(1) In jedem Herstellwerk ist eine werkseigene Produktionskontrolle einzurichten und durch-
zuführen. Unter werkseigener Produktionskontrolle wird die vom Hersteller vorzunehmende 
kontinuierliche Überwachung der Produktion verstanden, mit der dieser sicherstellt, dass die 
von ihm hergestellten Bauprodukte den Bestimmungen der von diesem Bescheid erfassten 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung (Abschnitte 1 und 2) entsprechen. 

(2) Die werkseigene Produktionskontrolle muss mindestens die in Anlage 5.1 Abschnitt 1 
aufgeführten Maßnahmen einschließen. 

(3) Die Ergebnisse der werkseigenen Produktionskontrolle sind aufzuzeichnen und auszu-
werten. Die Aufzeichnungen müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 

− Bezeichnung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials und der Bestandteile, 

− Art der Kontrolle oder Prüfung, 

− Datum der Herstellung und der Prüfung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials, 

− Ergebnis der Kontrollen und Prüfungen und Vergleich mit den Anforderungen, 

− Unterschrift des für die werkseigene Produktionskontrolle Verantwortlichen. 

(4) Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der für die Fremd-
überwachung eingeschalteten Überwachungsstelle vorzulegen. Sie sind dem Deutschen 
Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde auf Verlangen 
vorzulegen. 
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(5) Bei ungenügendem Prüfergebnis sind vom Hersteller unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen zur Abstellung des Mangels zu treffen. Behälter, die den Anforderungen nicht 
entsprechen, sind so zu handhaben, dass Verwechslungen mit übereinstimmenden ausge-
schlossen werden. Nach Abstellung des Mangels ist - soweit technisch möglich und zum 
Nachweis der Mängelbeseitigung erforderlich - die betreffende Prüfung unverzüglich zu 
wiederholen. 

2.4.3 Fremdüberwachung 

(1) In jedem Herstellwerk sind das Werk und die werkseigene Produktionskontrolle durch 
eine Fremdüberwachung regelmäßig zu überprüfen, mindestens jedoch zweimal jährlich. 

(2) Im Rahmen der Fremdüberwachung ist eine Erstprüfung der Behälter durchzuführen. 
Bei der Fremdüberwachung und bei der Erstprüfung sind mindestens die Prüfungen nach 
Abschnitt 2.4.2 durchzuführen. Darüber hinaus können auch Proben für Stichproben-
prüfungen entnommen werden. Die Probenahme und Prüfungen obliegen jeweils der aner-
kannten Überwachungsstelle. 

(3) Die Ergebnisse der Zertifizierung und Fremdüberwachung sind mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren. Sie sind von der Zertifizierungsstelle bzw. der Überwachungsstelle dem 
Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde auf 
Verlangen vorzulegen. 

3 Bestimmungen für Planung, Bemessung und Ausführung 

3.1 Planung und Bemessung 

(1) Die Bedingungen für die Aufstellung der Behälter sind den wasser-, arbeitsschutz- und 
baurechtlichen Vorschriften zu entnehmen. Es sind außerdem die Anforderungen gemäß 
Anlage 6 einzuhalten. 

(2) Wenn im Bereich der Standzarge keine Brandschutzverkleidung angeordnet wird, ist da-
von auszugehen, dass die Behälter ohne Beeinträchtigung der Standsicherheit einer Brand-
einwirkung von 30 Minuten Dauer nicht widerstehen. In diesem Fall sind bei Entwurf und 
Bemessung der Anlage geeignete Maßnahmen vorzunehmen, um eine Brandübertragung 
aus der Nachbarschaft oder eine Entstehung von Bränden in der Anlage selbst zu ver-
hindern. 

Die Maßnahmen sind im Einvernehmen mit der Bauaufsichtsbehörde und der Feuerwehr 
festzulegen. 

(3) Die Behälter sind gegen Beschädigungen durch anfahrende Fahrzeuge zu schützen, 
z. B. durch geschützte Aufstellung, einen Anfahrschutz oder durch Aufstellen in einem 
geeigneten Auffangraum. 

(4) Behälter, die außerhalb von Auffangräumen oder Auffangvorrichtungen aufgestellt 
werden sollen, dürfen unterhalb des zulässigen Flüssigkeitsspiegels keine lösbaren An-
schlüsse oder Verschlüsse (z. B. Rohrleitungsanschluss, Einsteigeöffnung, Besichtigungs-
öffnung) haben. 

3.2 Ausführung 

(1) Bei der Aufstellung der Behälter ist Anlage 6 zu beachten. 

(2) Die ausführende Firma hat die ordnungsgemäße Planung, Bemessung und Aufstellung 
gemäß den Bestimmungen der von diesem Bescheid erfassten Bauartgenehmigung (Ab-
schnitte 1 und 3) mit einer Übereinstimmungserklärung zu bestätigen. Diese Bestätigung ist 
in jedem Einzelfall dem Betreiber vorzulegen und von ihm in die Bauakte aufzunehmen. 

(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit einem für Kunst-
stofffragen zuständigen Sachverständigen9 zu treffen. 

                                                      
9
  Sachverständige von Zertifizierungs- und Überwachungsstellen nach Absatz 2.4.1 (2) sowie weitere Sachverstän-

dige, die auf Anfrage vom DIBt bestimmt werden. 
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4 Bestimmungen für Nutzung, Unterhalt, Wartung und Prüfung (Bauart) 

4.1 Nutzung 

4.1.1 Ausrüstung der Behälter 

Die Bedingungen für die Ausrüstung der Behälter sind den wasser-, bau- und arbeitsschutz-
rechtlichen Vorschriften zu entnehmen.  

4.1.2 Lagerflüssigkeiten 

(1) Die Behälter dürfen für Lagerflüssigkeiten gemäß Medienlisten 40-2.1.1 bis 40-2.1.31  
verwendet werden, sofern auch die dort in Abschnitt 0.3 genannten Voraussetzungen einge-
halten werden. Abschnitt 1 (4) ist zu beachten. Ein Wechsel der Lagermedien bedarf der Zu-
stimmung in Form einer gutachtlichen Stellungnahme eines vom DIBt zu bestimmenden 
Sachverständigen10. In der Regel sind dafür Innenbesichtigungen des Behälters erforderlich. 

(2) Die Behälter, die im Auffangraum aufgestellt werden, dürfen auch zur Lagerung anderer 
Flüssigkeiten als nach den unter Absatz (1) genannten Medienlisten verwendet werden, 
wenn im Einzelfall durch Gutachten eines vom Deutschen Institut für Bautechnik zu bestim-
menden Sachverständigen10 nachgewiesen wird, dass die Abminderungsfaktoren A2B 
und A2I nicht größer als 1,4 sind und keine zusätzlichen Bestimmungen (z. B. von diesem 
Bescheid abweichende Prüfungen, Festlegungen zu reduzierter Gebrauchsdauer der 
Behälter) erforderlich sind11.   
Im Gutachten enthaltene Auflagen sind einzuhalten. 

(3) Vom Nachweis durch Gutachten nach Absatz 4.1.2 (2) sind ausgeschlossen: 

a) Flüssigkeiten mit Flammpunkten ≤ 100 °C 

b) Explosive Flüssigkeiten (Klasse 1 nach GGVS12/GGVE13) 

c) Selbstentzündliche Flüssigkeiten (Klasse 4.2 nach GGVS/GGVE) 

d) Flüssigkeiten, die in Berührung mit (Klasse 4.3 nach GGVS/GGVE) 
Wasser entzündliche Gase bilden 

e) Organische Peroxide (Klasse 5.2 nach GGVS/GGVE) 

f) Ansteckungsgefährliche und (Klasse 6.2 nach GGVS/GGVE) 
ekelerregende Flüssigkeiten 

g) Radioaktive Flüssigkeiten (Klasse 7 nach GGVS/GGVE) 

h) Blausäure und Blausäurelösungen, 
Metallcarbonyle, Brom 

4.1.3 Nutzbares Behältervolumen  

(1) Der zulässige Füllungsgrad von Behältern muss so bemessen sein, dass die Behälter 
nicht überlaufen oder dass Überdrücke, welche die Dichtheit oder Festigkeit der Behälter 
beeinträchtigen, nicht entstehen.  

(2) Der zulässige Füllungsgrad der Behälter ist nach Maßgabe der Anlage 7 zu bestimmen. 
Die Überfüllsicherung ist dementsprechend einzurichten. 

                                                      
10

  Informationen sind beim DIBt erhältlich. 
11

  Für die Lagerung von Medien mit Gutachten, die von Absatz 4.1.2 (2) abweichen, ist ein bauaufsichtlicher Verwend-
barkeitsnachweis (z. B. Ergänzung des bestehenden Bescheids) erforderlich. 

12
  GGVS Gefahrgutverordnung Straße 

13
  GGVE Gefahrgutverordnung Eisenbahn 
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4.1.4 Unterlagen 

Dem Betreiber der Anlage sind vom Hersteller der Behälter folgende Unterlagen auszuhän-
digen: 

− Abdruck dieses Bescheids, 

− Abdruck der statischen Berechnung, 

− ggf. Abdruck des erforderlichen Prüfberichts zur statischen Berechnung, 

− ggf. Abdruck des benötigten Gutachtens nach Abschnitt 4.1.2 (2) 

− ggf. Abdruck der Regelungstexte der zum Lieferumfang des Antragstellers gehörenden 
Ausrüstungsteile. 

4.1.5 Betrieb 

(1) Der Betreiber hat vor Inbetriebnahme der Behälter an geeigneter Stelle ein Schild anzu-
bringen, auf dem die gelagerte Flüssigkeit einschließlich ihrer Dichte und Konzentration an-
gegeben ist. Bei der Lagerung von solchen Medien, bei denen wiederkehrende Prüfungen 
der Behälter gefordert werden, ist dies in der Kennzeichnung zu vermerken. Die Kennzeich-
nung nach anderen Rechtsbereichen bleibt unberührt. 

(2) Wer eine Anlage befüllt oder entleert, hat diesen Vorgang zu überwachen und vor Be-
ginn der Arbeiten die nachfolgenden Bestimmungen zu beachten. 

(3) Vor dem Befüllen ist zu überprüfen, ob das einzulagernde Medium dem zulässigen 
Medium entspricht, wie viel Lagerflüssigkeit der Behälter aufnehmen kann und ob die Über-
füllsicherung im ordnungsgemäßen Zustand ist. 

(4) Die tatsächliche Betriebstemperatur der Lagerflüssigkeiten darf die Betriebstemperatur, 
für die der statische Nachweis geführt wurde, nicht überschreiten. Hierbei dürfen kurzzeitige 
Temperaturüberschreitungen um 10 K über die Betriebstemperatur (z. B. durch höhere 
Temperatur der Lagerflüssigkeiten beim Einfüllen) außer Betracht bleiben. 

(5) Beim Befüllen darf kein unzulässiger Überdruck im Behälter auftreten. Der Füllvorgang 
ist ständig zu überwachen. 

(6) Bei Betrieb der Behälter in einem durch Erdbeben gefährdeten Gebiet ist nach dem Ein-
treten eines Erdbebens durch einen Fachbetrieb im Sinne von von § 62 AwSV14 zu prüfen, 
ob ein einwandfreier Weiterbetrieb gewährleistet ist.  

(7) Die Dächer der Behälter dürfen planmäßig nicht begangen werden. 

4.2 Unterhalt, Wartung 

(1) Beim Instandhalten/Instandsetzen sind Werkstoffe zu verwenden, die in Anlage 3 ange-
geben sind und Fertigungsverfahren anzuwenden, die in der Herstellungsbeschreibung be-
schrieben sind. 

(2) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit einem für Kunst-
stofffragen zuständigen Sachverständigen9 zu klären. 

(3) Die Reinigung des Innern von Behältern aus Produktionsgründen oder für eine In-
spektion ist unter Beachtung der folgenden Punkte vorzunehmen: 

− Behälter restlos leeren. 

− Bei wasserlöslichen oder mit Wasser emulgierbaren Flüssigkeiten mit Wasser abspritzen. 
Bei eventuellen Ablagerungen Behälter mit bis zu 10 K über der zulässigen Betriebs-
temperatur warmem Wasser füllen. Nach einigen Stunden Einwirkungszeit entleeren. 
Eventuell noch feste Rückstände mit Spachtel aus Holz oder Kunststoff ohne Beschädi-
gung der Innenfläche des Behälters entfernen. Keine Werkzeuge oder Bürsten aus Metall 
verwenden.  

                                                      
14

  Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), 18. April 2017 (BGBl. I S. 905) 
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− Die Unfallverhütungsvorschriften sowie die jeweiligen Vorschriften für die Verarbeitung 
chemischer Reinigungsmittel und die Beseitigung anfallender Reste müssen beachtet 
werden. 

(4) Wird die Einsteigeöffnung des Behälters zu Reinigungs-, Wartungs- oder Instand-
haltungsmaßnahmen geöffnet, so ist vor dem Verschließen die Behälterinnenseite auf Schä-
den hin zu untersuchen. Hierbei soll sichergestellt werden, dass die der Einsteigeöffnung 
gegenüberliegende Fläche nicht beschädigt worden ist (z. B. durch herabfallendes Werk-
zeug während der Arbeiten am Behälter). Das Ergebnis der Untersuchung ist zu doku-
mentieren. 

4.3 Prüfungen 

(1) Der Betreiber hat mindestens einmal wöchentlich die Behälter durch Inaugenschein-
nahme auf Dichtheit zu überprüfen. Sobald Undichtheiten entdeckt werden, ist die Anlage 
außer Betrieb zu nehmen und der schadhafte Behälter gegebenenfalls zu entleeren. 

(2) Der Betreiber hat zu veranlassen, dass bei der Lagerung von solchen Medien, bei 
denen aus diesem Bescheid wiederkehrende Prüfungen15 der Behälter gefordert werden, die 
Behälter vor Inbetriebnahme und wiederkehrend entsprechend den Vorgaben eines für 
Kunststofffragen zuständigen Sachverständigen9 einer Innenbesichtigung unterzogen 
werden. 

(3) Prüfungen nach anderen Rechtsbereichen bleiben unberührt. 

 

 

Holger Eggert 
Referatsleiter  

Beglaubigt 

 

                                                      
15

  Wiederkehrende Prüfungen nach Wasserrecht bleiben unberührt. 
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